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Verkündet

am 200 Februar 1 4
„ . '96‘

Klager1nnen und Revisionsklägerinnen‚

lgegen

oooocoooooooocoocooonoooooooennoococoooooooooooocooooo,

Beklagten Und Bévisionsbeklagten,

: hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 20° Februar 1964‚ an der
mitgewirkt haben '

Senatspräsident S t e n g e 1
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° N e u h a_u s

und Bundesrichter P e t e r s e n
' als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter H a a s

und Bundessozialrichter F r e i g a n g
' als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin zu 1) gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen in

Essen vom 10 Dezember 1960 wird zurückgewiesen„

Die Revision der Klägerin zu 2) hat sich erledigt°

Im Rechtsstreit der Klägerin zu 1) sind außerge—

richtliche Kosten nicht zu erstatten; der Klägerin

zu 2) hat der Beklagte die dieser entstandenen ‘

außergerichtlichen Kosten zu erstatten°

Von Rechts wegen„
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Der Ehemann und Vater der Klägerinnen, Leonhard Aa=f=‚ bezog

zunächst nach den Vorschriften des Wehrmachtfürsorge- und
—versorgungsgesetzes (WfVG) wegen_"mittelschwerer Zuckerharn—
ruhr" als Wehrdienstbeschädigung Versehrtengeld der Stufe I„
Nach vorübergehendem Wegfall der Versorgungsbezüge infolge

des Zusammenbruchs im Jahre 1945 bewilligte ihm die Landes—
versicheruhgsanstalt (LVA) Rheinprovinz mit Benachrichtigung

vom 8° März 1949 wegen "mittelschwerer Zuckerharnruhr" als

Gosundheitsstörung im Sinne der 8ozialversicherungsdirektive

Nr° 27 (SVD 27) vom 1° August 1947 an eine Rente nach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 V„H„ Auf Grund

des Antrags des Iconhard Aeg$a vom 290 Juni 1949 auf Erhö-

hung Seiner Versorgungsbezüge wegen Verschlimmerung seines

anerkannten Leidens kam der untersuchende Arzt der LVA zu

dem Ergebnis, daß die bestehende Zuckerharnruhr lediglich in

zoit1ichem, aber unzweifelhaft nicht in ursächlichem Zusam- '

menhang mit dem geleisteten Wehrdienst stehe° Die LVA erteilte

daraufhin den Bescheid vom 10 Dezember 1949, mit dem sie die

bis dahin gewährte Rente entzog, weil die Zuckerharnruhr in

keinem Ursachenzusammenhang mit Kriegseinwirkungen oder mili-

tärischem Dienst stehe; in Anwendung des damals für Fälle

dieser Art geltenden @ 610 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) wurde die Rente bis zum 510 Januar 1950, (ich° bis zum

Ablauf des auf die Zustellung des Bescheides folgenden Monats,

belassen° Gegen diesen Bescheid legte der Ehemann und Vater

der Klägerinnen am 150 Dezember 1949 Einsprüch ein, er ver—

starb bald darauf am 8° Januar 19500 Der Einspruch wurde

durch Entscheidung des Beschwerdeausschusses I bei der LVA

vom 31° Oktober 1950 zurückgewiesen°

Auf die dagegen von der Klägerin zu 1) als Rechtsnachfol—

gerin ihres Ehemannes eingelegte Berufung verurteilte das

Oberversicherungsamt (OVA) Düsseldorf mit Urteil vom
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_
14. Februar 1952 den Fiskus, vertreten durch

davaandesver-

‚sorgungsamt (LVersorgA) Nordrhein, für die Zeit vom 1„ Juli

1949 bis 31‚ Januar 1950 dem Grunde nach, eine Rente nach
einer MdB um 100 V.H. zu zahlen° Der.angefochtene Bescheid

sei zu Recht darauf gestützt worden, daß die Zuckerharnruhr

nicht Schädigungsfolge sei° Die Vérwaltungsbehörde sei des-

halb naCh Ziffer 26 der Sozialversicherungsanordnung Nr, 11

(SVA 11) auch berechtigt gewesen, die Benachrichtigung vom

8, März 19Ä9 zurückzunehmen° Wenn jedoch - in Anhendung des
95 610 RVO — die Rente bis zum 31° Januar 1950 belassen wor-

den sei, so müsse sie auch in der Höhe gezahlt werden, in

der durch die Zuckerharnruhr die Erwerbsfähigkeit des_Ver—

storbenen beeinträchtigt gewesen sei, Dies sei zu 100 VOH;

der Fall gewesen, da die Zuckerharnruhr auch eine bestehende

' Tuberkulose gefördert habe° Die-vom Beklagten gegen dieses}

.
Urteil eingelegte Berufung (Rekurs) wurde vom Landessozial-
gericht (LSG) Nordrhein-Westfalen mit Urteil vom 26° Novem—

ber 1956 als unzulässig verworfen‚l

Am 23. Januar 1950 beantragten die Klägerinnen, ihnen aus

Anlaß des Ablebens ihres Ehemannes und Vaters Hinterblie-

benenrente zu geivähren° Der Antrag wurde mit Bescheid vom
24, Februar 1953 abgelehnt, weil der Tod nicht mit wehr-
dienstlichen Einflüssen im Ursachenzusammenhang stehe; er

sei die Folge einer Lungentuberkulose bei gleichzeitigem

zerfallendem Carcinom des Zungengrundes° Mit dem gegen die-

sen Bescheid eingelegten Widerspruch machten die Klägerinnen

weiterhin ihren Anspruch auf Witwen- und Waisenrente geltend,

gleichzeitig führten sie aus, daß ihnen mindestens eine

Witwen- und Waisenbeihilfe zustehe, weil der Verstorbene bis

zu seinem Tode die Rente eines Erwerbsunfähigen bezogen habe°

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 240 Fe-

bruar 1954 zurückgewiesen, weil weder die Voraussetzungen für

die Gewährung von Witwen- und Waisenrente noch für die Gewäh—

rung von Witwen— und Waisenbeihilfe gegeben seien°

_‘4 _
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Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) Düsseldorf
haben die Klägerinnen in der letzten mündlichen Verhand—
lung am 160 Juli 1957 ihr Klagebegehren auf die geltend

gemachte Witwen- und Waisenbeihilfe beschränkt und bean—

tragt, der Klägerin zu 1) die WitWenbeihilfe in gesetzli—
cher Höhe gemäß 5 48 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG),
beginnend mit dem 1° Oktober 1950, und der Klägerin zu 2)

die Waisenbeihilfe für die Zeit vom 1„ Oktober 1950 bis
510 Oktober 1951 zu gewähren° Mit Urteil vom 16„ Juli 1957
hat das SG den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides
vom 24° Februar 1955 und des Widerspruchsbescheides vom

240 Februar 1954 Verurteilt, der Klägerin zu 1) die Witwen—
beihilfe gemäß 5 48 BVG, beginnend mit dem 1„ Oktober 1950,
und der Klägerin zu 2) die Waisenbeihilfe gemäß 5 48 BVG
für die Zeit vom 10 Oktober 1950 bis 519 Oktober 1951 in

gesetzlicher Höhe zu gewähren: Durch rechtskräftiges Urteil

des OVÄ Düsseldorf vom 14° Februar 1952 sei der Beklagte
zur Zahlung einer Rente nach einer MdB um 100 V°H° an die

Klägerin zu 1) als Rechtsnachfolgerin ihres verstorbenen
'Ehemannes verurteilt worden° Der Ehemann der'Klägerin\habe

deshalb im Zeitpünkt seines Todes die Rente eines Erwerbs—

unfähigen im Sinne des @ 48 Abs° 1 BVG bezogen, so daß die

AHSPTUChSVOPaUS88t2ungenauf Hinterbliebenenbeihilfe gege-
ben seien„ Der Verstorbene habe auch bis zum 31„ Januar

1950 als Beschädigter im Sinne des BVG bzw° der SVD 27 zu
gelteno Es kommenicht darauf_an‚ wann die Auszahlung der
Rente eines Erwerbsunfähigen erfolgt sei° @ 48 BVG mache

es nicht davon abhängig, aus welchem Grunde dem Ehemann

der Klägerin die Rente vom 10 Februar 1950 an entzogen wor—

den sei„ Entscheidend komme es allein auf den Bezug der

Rente eines Erwerbsunfähigen an°

Auf die Berufung des Beklagten hat das LSG Nordrhein-

,
Westfalen in Essen mit Urteil vom 10 Dezember 1960 das

7Urteil des SG abgeändert und die Klage abgewiesen° Es hat

..5-
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ua ausgeführt, die Bindung an die Rechtskraft des Urteils des

OVA Düsseldorf vom 14, Februar 1952 allein rechtfertige es

nicht, die Voraussetzungen des 5 48 Abs° 1 BVG als gegeben
anzusehen; denn es reiche nicht aus, wenn die Rente eines

ErWerbsunfähigen (oder eines Pflegezulageempfängers) im
Zéitpunkt des Todes des Beschädigten lediglich noch an die-

sen gezahlt worden sei, während er schon vorher seines

Stammrechts, das sei der Rentenanspruch an sich, verlustig

gegangen sei° Dies sei aber vorliegend der Fall, da der

' verstorbene Ehemann und Vater der Klägerinnen sein Stamm-

recht auf die Rente bereits mit dem Entziehungsbescheid

vom l° Dezember 19Ä9 verloren gehabt habe° Daß im Zeitpunkt

des Todes das Stammrecht noch bestehen müsse, ergebe sich

im übrigen aus dem Sinn und Zweck des 5 48 BVG, nach dem die
Hinterbliebénenbeihilfc den Wegfalldeerrsorgungäßzüge

aus—
gleichen solle, mit denen — in der Regel wegen der Erwerbs—

unfähigkeit eines Beschädigten f bis zu seinem Ableben der

]
Lebensunterhalt der Familie bestritten worden sei° Ein sol-

. cher Ausgleich diene aber nur diesem Zweck, wenn der Unter—

halt der Familie, sofern der Beschädigte nicht verstorben

wäre, weiterhin allein durch die Rente sichergestellt wor-

den wäre° Dieser Auffassung stehe auch der Wortlaut des

5 A8 Abs° 1 BVG nicht entgegen; denn es bestehe kein Anlaß
für die Annahme, daß der Gesetzgeber bewußt nur die dem

Wortlaut entsprechende Regelung gewollt habe, da eine sol—

che zu sicher nicht gewollten Ergebnissen führe, Wenn dem

_
Beschädigten nach 5 610 RVO die Versorgungsbezüge noch bis

zum Ablauf des auf die Zustellung des Entziehungsbescheides

folgenden Monats, hier bis zum 31, Januar 1950, belassen

worden seien„so handele es sich hierbei um eine reine

Schutzmaßnahme für den_Beschädigten selbst, die die Frage,
ob ein Anspruch auf Hinterbliebenenbeihilfe bestehe, nicht

"beeinflussen könne° Das LSthat die Revision zugelassen°

- 6 _
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_ 6 _

Gegen dieses ihnen am 9° Februar 1961 zugestellte Urteil
haben die Klägerinnen mit Schriftsatz vom 20, Februar 1961,

eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 22, Februar
1961, Revision eingelegta Mit der — nach Verlängerung der

Revisionsbegründuhgsfrist bis zum 9„ Mai 1961
- am 5„ Mai

1961 eingegangenen Revisionsbesgründungsschrift vom 4° Mai
1961 haben sie die Revision begründet„

Die Klägerin zu 2) rügt die Verletzung des @ 1ü8 Nr, 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und trägt vor, nach dem Urteil

des so vom 16„ Juli 1957 sei ihr nach 5 AS BVG für die Zeit
vom 1° Oktober 1950 bis 31° Oktober 1951 Waisenbeihilfe zu

gewähren° Das Urteil des SG habe deshalb hinsichtlich ihres

Anspruchs nur
eine Versorgung für bereits abgelaufene Zeit—

räume im Sinne des @148 Nr° 2 sec betroffen° Da das se
die Berufung gegen sein Urteil nicht nach @ 150 Nro 1 SGG

zugelassen habe, sei diese insoweit nach der hier noch

anwendbaren Vorschrift des @ 1ü8 Nr, 2 SGG aF nicht statt-
haft gewesen und hätte vom LSG als unzulässig verworfen

werden müssen°

Die Klägerin zu 1) rügt die Verletzung der 55 48 Abs, 1 BVG,

610 RVO° Für die Auslegung der Vorschrift des $ 48 Abs° 1

BVG sei in erster Linie der Gesetzeswortlaut maßgebend, der

bestimme, daß ein Anspruch auf Hinterbliebenenbeihilfe dann

gegeben sei, wenn ein erwerbsunfähiger Beschädigter wie der

Verstorbene (oder ein Pflegezulageempfänger), der nicht an

den Folgen einer Schädigung gestorben sei, seine Versor—

gungsbezüge bis zum Tode bezogen habe° Das Wort "bezogen"
kbnne

aber nichts anderes bedeuten, als daß die Versorgungs—

bezüge bis zum Tode gezahlt worden seien° Einer Prüfung, ob

dem Beschädigten im Zeitpunkt seines Todes auch das Stamm—

recht auf Rente zugeständen habe, bedürfe es dabei nicht°

Im übrigen sei sie, die Klägerin zu 1), sogar der Auffas-

sung, daß ihrem Ehemann bis zu seinem Tode auch das Stamm—

_recht auf die Rente eines Erwerbsunfähigen zugestanden habe;

7 ‘- -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

denn ein Bezugsrecht ohne Stammrecht sei nicht denkbar° Dar-

über hinaus sei der noch vor dem Ableben ihres Ehemannes er—‘

gangene und ihm auch noch selbst zugegangene Bescheid vom

1° Dezember 1949 erst mit Ablauf des auf die Zustellung V

_
folgenden Monats wirksam geworden; "wirksam" in diesem Sinne
bedeute, daß dem berechtigten Beschädigten das Bezugsrecht

f gleich aus welchen Gründen — bis zu dem_genannten Zeitpunkt

zustehe, der Rentenbezug im Sinne des @ A8 Absa—l BVG ende

also erst zu diesem Zeitpunkt„ Da nach allem der Verstorbene

die Rente eines Erwerbsunfähigen bis zu seinem Tode "bezogen"

habe, könne der Anspruch auf Witwenbeihilfe nicht zweifel-

haft sein°

‚Die Klägerin zu 2) beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

.
die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG Düsseldorf vom 16. Juli 1957 als unzu-

lässig zu vérwerfen, soweit sie sich gegen

dessen Verurteilung zur Gewährung der Waisen-

beihilfe für die Zeit vom1„ Oktober1950bis
zum 31° Oktober 1951 richtet,

Die Klägerin zu 1) beantragt, soweit es sich um die von ihr

‚ geltend gemachte Witwenbeihilfe handelt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

SGDüsseldorf vom 16° Juli 1957 zurückzuweisen°

Der Beklagte hat in seiner Revisionserwiderung vom 24„ Mai

1961 die Berufung gegen das Urteil des SG Düsseldorf vom
16„ Juli 1957 insoweit zurückgenommen, als es sich um die

Waisenbeihilfe für die Klägerin zu 2 handelt„

Hinsichtlich des Revisionsbegehrens der Klägerin zu 1) bean- '

tragt er

die Zurückweisung der Revision"
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Er trägt vor, durch den Erlaß des Entziehungsbescheides vom
1° Dezember 1949 und seine Zustellung noch an den Verstorbe-V

nen sei die Rechtslage dieselbe, wie wenn die — aufgehobene —
Benachrichtigung Vom 8° März 1949 niemals ergangen sei„ Das

Rechtsverhältnis zwischen den Beteiligten sei durch den Ent—

ziehungsbeschaid ex tunc auf eine andere Grundlage gestellt
worden, so daß der Verstorbene im Zeitpunkt seines Ablebens
die Versorgungsbezüge zu Unrecht bezogen habe° Daran ändere
nichts, daß durch die Anwendung des @ 610 EVO der Übergang
für den durch die Entziehung der Versorgungsbezüge Betroffe—

nen mit den für SOlche Fälle vorgesehenen gesetzlichen Mög—
'

lichkeiten dadurch erleichtert worden sei, daß die Einstel-
lung dei laufenden Zahlungen erst mit Ablauf des Monats
Januar 1950 habe erfolgen könnena Im übrigen sei dem Urteil
des Berufungsgerichts im vollen Umfange beizupflichten°

Die Revision der Klägerin zu 2) hat sich dadurch erledigt,
daß der Beklagte seine Berufung gegen das Urteil des SG

Düsseldorf vom 160 Juli 1957 insoweit zurückgenommen hat,
als es sich um die Gewährung der Waisenbeihilfe für die

Zeit vom 15 Oktober 1950 bis 31„ Oktober 1951 handelt°

‚
Die durch Zulassung statthafte Revision der Klägerin zu 1)

($ 162 Abs° l Nr° 1 SGG) ist form— und fristgerecht einge-

legt und begründet worden (@164 Abs° 1 Satz 1 sec) und
deshalb zulässige

Die Revision der Klägerin zu 1) ist jedoch nicht begründet°

Das LSG hat ebenso wie das SG zutreffend sachlich über den

von der Klägerin geltend gemachten Anspruch auf Witwenbei—

hilfe entschieden, obwohl der Bescheid des Beklagten vom

240 Februar 1953 allein die Ablehnung der beantragten Hin-

terbliebenenrente Zum Inhalt hat; denn im Widerspruchsver5

fahren hat die Klägerin —zusammenmit der Klägerin zu 2) -
neben

der Hinterhliebenenrente auch die Hinterbliebenenbei-

.- —9-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...9...

hilfe geltend gemacht, so daß mit dem Widerspruchsbéscheid

Vvom 24, Februar 195ü über die geltend gemachten Ansprüche

sowohl auf Rente wie auf Beihilfe gleichzeitig entschieden

werden mußte und auch entschieden worden ist° Gegenstand der

Klage und damit des Berufungsverfahrens ist aber nach @ 95
SGG der ursprüngliche Verwaltungsakt (hier der Bescheid vom

‘24„ Februar 1955) in der Gestalt, die er durch den Wider-

spruchsbescheid (hier vom 2“, Februar 1954) gefunden hat°
.Darüber hinaus hätten auch die V0rschriften über die Klage-

änderung (@ 99 SGG) einer sachlichen Entscheidung_der Vor—
dergerichtc über die geltend gemachte Hinterbliebenenbei—

hüfc nicht entgegengestanden°

Nach @ A8 Abs° 1 BVG haben dieWitwe und die Waisen eines
Beschädigten Anspruch auf Witwen- und Waisenbeihilfe‚ wenn

der Beschädigte bis zum Tode die Rente eines Erwerbsunfähi—

gen oder Pflegezulage bezogen hat und nicht an den Folgen

‚einer Schädigung gestorben ist" Dabei ist das Berufungsge—

richt zutreffend, wenn auch ohne Ausführungen dazu, davon

ausgegangen, daß es für den Anspruch von Hinterbliebenen—

beihilfe nach dem BVG nicht darauf ankommt, ob der Beschä-

digte, auf den die Voraussetzungen des @ 48 Abs° 1 BVG zu-
treffen, vor oder nach dem Inkrafttreten des BVG (l° Okto—

ber 1950) gestorben ist (der Ehemann der Klägerin ist am

80 Januar 1950, also vor dem Inkrafttreten des BVG, gestor-

ben)° Zwar gilt für die zeitliche Geltung materiellen

Rechts der Grundsatz, daß die Voraussetzungen, die das

Gesetz an die Entstehung eines Anspruchs knüpft, während

der zeitlichen Geltungsdauer des Gesetzes verwirklicht

sein müssen° Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats

(vglo BSG 7, 108, 110) hat aber das BVG die Versorgung der

Opfer des Krieges ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Schä-

digung neu geregelt; nach dem eindeutigen, aus den 55 1, 84,4

85 BVG erkennbaren Zweck der bundeseinheitlichen Kriegs-

opferversorgung können sowohl die Schädigung im Sinne des

BVG als auch ihre Folgen (Gesundheitsstörung oder Tod) schon

- 10 -
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vor dem Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten s■31(vglo auch

Urteil des 9° Senat des BSGvom20, September1955 in BSGl,
210, 215)° Der Anspruch auf Hinterbliebenenbeihilfe nach @ A8

Abs° 1 BVG setzt deshalb nicht voraus, daß der Beschädigte

erst nach dem 50° September 1950 gestorben ist;}

Wie das LSG zutreffend entschieden hat, kann Hinterbliebe-

nenbeihilfe auch dann gewährt werden, wenn die Rente eines

Erwerbsunfähigen oder Pflegezulage einem Beschädigten zu

seinen Lebzeiten nicht mehr ausgezahlt, aber nach seinem

Ableben, sei es auf einen noch von ihm gestellten Antrag

durch einen rechtswirksamen Bescheid, sei es im sozialge—

richtlichen Verfahren durch ein rechtskräftiges Urteil, zu—

gesprochen worden ist° Denn es geht nicht an, den Hinter—

bliebenen eines Beschädigten, dessen MdB mit 100 VCH, oder“

dessen Pflegebedürftigkeit wegen seiner anerkannten Schädi—

gungsleiden erst nach seinem Tode — mit nachträglicher Ge-

währung der entsprechenden Bezüge bis zum Ablauf des Todes—

monats an die Erben - festgestellt worden ist, den Anspruch

auf die Beihilfe nur deshalb zu versagen, weil der Beschä—

digte selbst nicht mehr in den Genuß der ihm zustehenden

Leistungen gekommen ist, Sein - wenn auch erst nach seinem

Ableben festgestellter — Anspruch auf die Erwerbsunfähig—

keitsrente oder auf die Pflegezulage im Zeitpunkt des To—

des ist grundsätzlich die rechtliche Grundlage für den Ane

spruch seiner Hinterbliebenen auf Beihilfe nach @ A8 Abs„1
BVG, wenn der Tod nicht die Folge einer Schädigung ist,

Trotzdem hat die Klägerin zu 1) keinen Anspruch auf die

Witwenbeihilfen Zwar hat das 0VA Düsseldorf mit seinem

rechtskräftigen Urteil vom 14, Februar 1952 auch hier dem

— nicht an den Folgen einer Schädigung verstorbenen —
Ehemann die Rente eines Erwerbsunfähigen erst nach seinem

Tode zugesprochen, so daß an dem Anspruch des Verstorbe—

nen auf Zahlung der entsprechenden Versorgungsbezüge im

Zeitpunkt seines Todes(8° Januar 1950) für den Todesmonat
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kein Zweifel bestehen kann„ Aber anders als im Regelfall,

in dem der Bezug der Rente eines Erwerbsunfähigen oder einer

Pflegezulage allein durch den Tod des Beschädigten beendet

wird, war hier der Bezug der Erwerbsunfähigkeitsrente durch

das in Frage stehende Urteil von vornherein bis zum 51„ Ja-

nuar 1950 begrenzt; vom 1° Februar 1950 an hätte der Verstor-

bene auch beim Weiterleben keinerlei Versorgungsbezüge mehr

'erhalten können; denn mit dem in Rechtskraft erWachsenen

Urteil des SG Düsseldorf vom 140 Februar 1952 hatte dieses

die Richtigkeit des Berichtigungsbescheides vom 1„ Dezember

19ü9, mit dem die bis dahin als Schädigungsfolge anerkannte

”mittelschwere Zuckerharnruhr” nach der VorsChrift der Zif—
fer 26 der SVA 11 aberkannt worden ist, bestätigt und ledig-

lich die Rente des Verstorbenen für die Zeit vom 1° Juli 1949

bis zum 310 Januar 1950 von 50 vol—I° auf 100 V°H° erhöht°

.Damit aber war, und zwar mit Zustellung des Bescheides vom

10 Dezember 1949 an den im Zeitpunkt der Zustellung noch

lebenden Ehemann der Klägerin, dessen Beschädigteneigen—

schaft aufgehoben° Daran ändert nichts, daß die nunmehr nach

einer MdB um 100 v„H„ festgestellte Beschädigtenrente in

Anwendung des $ 610 RVO noch bis zum 31° Januar 1950, dem

Ablauf des auf die ZuStellung des Berichtigungsbescheides

folgenden Monats, weitergewährt wurde; denn die Erwerbsun-

fähigkeitsrente wurde für den Monat Januar nicht mehr des—

halb gezahlt, weil es sich bei dem Ehemann der Klägerin noch

um einen erwerbsunfähigen Beschädigten mit einem anerkannten

Versorgungsleiden gehandelt hätte, sondern allein aufgrund

der Schutzvorschrift des 5 610 RVG,mit der damals jeder Bé—
scheid, durch den eine Rente herabgesetzt oder entzogen wurde,

hinsichtlich der Zahlung der geminderten oder entzogenen Be—

züge erst mit dem Ablauf des auf die Zustellung folgenden

Monats wirksam wurde° Sinn und Zweck einer solchen Schutz-

vorschrift ist aber lediglich die in ihr zum Ausdruck kom-

mende Absicht, diejenigen Härten zu vermeiden, die bei einem

sofort eintretenden Rentenentzug oder einer sofort eintreten-
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den Rentenminderung Schon mit Ablauf des Zustellungsmonats

_
entstehen würden, ohne daß der dadurch Betroffene die Mög-

lichkeit hat, sich rechtzeitig auf die durch Rentenentzug

'oder Rentenminderung eintretende Änderung seiner wirt-

schaftlichen Verhältnisse einzustellen; der Betroffene

soll sich mit Hilfe der ihm gewährten Schutzfrist Von einem

Monat darauf einrichten können, daß ihm die bisher gezahl—

ten Bezüge künftig nicht mehr oder nicht mehr in bisheri-

ger Höhe zufließen° Die Weiterzahlung der Vérsorgungsbe-

Züge für die Dauer eines Monats nach 5 610 RVO hat daher,

wie auch das Berufungsgericht ausgeführt hat, keine_andere

und weitere Wirkung, als der in dieser Vorschrift enthal-

tene Schutzgedanke reicht (vgl; BVA in AN 1929, 219, 220

'N1103457)„
. -_ _ — —

' Hat aber, wie dargelegt, der Ehemann der Klägerin schon

mit der im Dezember 1949 erfolgten Zustellung des Berich-

tigungsbescheides vom 1° Dezember 1949, mindestens aber

7} mit Ablauf des Monats Dezember 1949, seine Beschädigten-'

eigenschaft verloren, so kann er im Januar 1950, im Todes-.

monat, schon deshalb nicht mehr Beschädigter im Sinne des

@ M8 Abs° 1 BVG gewesen sein, auch wenn ihm für diesen

' Monat — aus anderen Gründen — noch die Beschädigtenbezüge

eines Erwerbsunfähigen belassen werden sind° Hinzu kommt,

worauf der Beklagte zutreffend hinweist, folgendes:
_

Die Rücknahme eines von Anfang an rechtswidrigen Verwal—
tungsaktes,

sei es nach der alten Vorschrift der Ziffer 26
Ider SVA 11, sei es nach der neuen Vorschrift des 5 41 des
“Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-

sorgung (VeerG), wirkt auf den Zeitpunkt zurück, in dem
der rechtswidrige Bescheid erlassen worden ist; mit ihr

‚wird eine neue Regelung getroffen, durch die das Rechts-

‘verhältnis zwischen den Beteiligten mit der wahren Sach—

und Rechtslage in Übereinstimmung gebracht, das Rechtsver-
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hältnis "ex tunc" auf eine andere Grundlage gestellt wird,
(Vgl° BSG in SozR VeerG @ 41 Bl° Ca } Nr° 9), Daraus folgt,“
daß durch die Erteilung eines Berichtigungsbescheides (nach

Ziffer 26 der SVA 11 oder nach 5 41 VeerG) und die mit ihr
_verbundene Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

die Rechtslage nicht anders ist, als wenn der - von Anfang

an — rechtswidrige Bescheid niemals erlassen worden wäre°

Daran ände■;auch die Tatsache nichts, daß dabei festge—

stellte oder festzustellende überzahlte Versorgungsbezüge

dem Betroffenen belassen oder gar, wie im Falle des Ehe-

mannes der Klägerin, nach 5 610 EVO noch für einen Monat
weitergezahlt werden° Das bedeutet für den vorliegenden
Fall, daß die Beschädigténeigenschaft des Ehemannes der

Klägerin, die für das Recht der SVD 27 erstmals mit Benaché

richtigung vom 80 März 1949 anerkannt werden ist, durch den

nach dem rechtskräftigen Urteil des SG Düsseldorf vom
14° Februar 1952 rechtswirksamen Berichtigungsb€scheid vom

1° Dezember 1949 "ex tunc" aufgehoben worden ist mit der
Folge, daß der Verstorbene zu keiner Zeit Beschädigter im

Sinne der SVD 27 gewesen istbzw° als solcher angesehen

werden kanno Auch aus diesem Grunde war er im Zeitpunkt

seines Todes nicht Beschädigter im Sinne des 5 48 Abs° 1
BVG, der seinen Hinterbliebenen wegen des Bezuges von

‘Erwerbsunfähigkeitsrente im Todesmonat einen Anspruch auf

Hinterbliebenenbeihilfe hätte hinterlassen können„'

Schließlich ist auch die Auslegung des Wortes "bezogen" in

$ 48 Abs° 1 BVG durch das Berufungsgericht rechtlich nicht

zu beanstanden, so daß auch aus diesem - weiteren — Grunde

ein Anspruch der Klägerin auf Witwenbeihilfe nicht besteht°

Wie der erkennende Senat bereits_entschieden hat (BSG ?,

108, 110), setzt sich der Anspruch auf Rente, d„h° der

Anspruch auf wiederkehrende Leistungen (@ 66 Abs° 1 Satz 1
BVG), zusammen aus dem Stammrecht — dem Rentenanspruch an

sich - und dem Recht auf die jeweils fälligen Einzelleistun-
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gen; Dabei bestehen im Regelfall das Stammrecht und das

Recht auf die jeweils fälligen Einzelleistungen neben—
einander, d„h„ letzteres setzt regelmäßig den Rentenan-

spruch voraus° Das braucht jedoch nicht immer der Fall

zu sein° Ein Recht auf eine fällige Einzelleistung kann

lvielmehr ausnahmsweise auch noch dann bestehen, wenn

das Stammrecht wegen Fehlens der für einen Versorgungs-

anspruch erforderlichen Voraussetzungen durch einen
_

rechtswirksamen Bescheid schon weggefallen ist° Das ist

vorliegend der Falle Durch den Berichtigungsbescheid vom

1° Dezember 1949 ist das Stammrecht des Ehemannes der

Klägerin auf Rente mit Zustellung des Bescheides an ihn

beseitigt worden, während das Recht auf die für Januar

1950 fällige Einzelleistung unabhängig von diesem Weg—

fall und lediglich aufgrund einer Schutzvorschrift (% 610
RVO) noch — befristet für einen Monat - weiterbestanden

hat° Nach Wegfall des Stammrechts kann aber
von einem

Rentenbezug im Sinne des @ 48 Abso 1 BVG nicht mehr die
Rede sein, auch wenn der Wortlaut dieser Vorschrift,

.
wollte man ihn streng wörtlich auslegen, einen anderen

‚Eindruck vermitteln könnteo Sinn und Zweck des 5 48

Abs° 1 BVG - und hierauf kommt es entscheidend an -
ist die Gewährung einer Beihilfe an die Hinterbliebenen

eines nicht an den Folgen einer Schädigung gestorbenen.

erwerbsunfähigen Schwerbeschädigten oder Pflegezulage—

empfängers, um den durch den Tod eintretenden Wegfall

der Versorgungsbezüge auszugleichen, mit denen in der

Regel wegen der Erwerbsunfähigkeit oder der Pflegebedürf-

tigkeit des Ernährers der Unterhalt der Eamilie bis zu

seinem Ableben bestritten worden ist (BSG 7, 108, 112)o

Diesem Sinn und Zweck kann aber ein solcher Ausgleich

nur dann dienen, wenn der Unterhalt der Familie weiter-

hin durch die Versorgungsbezüge bestritten worden bzw°

sichergestellt gewesen wäre, wenn der Ernährer nicht ge-

storben Wäre° Das bedeutet gleichzeitig, daß ein Anspruch
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auf Hinterbliebenenbeihilfe dann nicht besteht, wenn wie

im vorliegenden Fall die Versorgungsbezüge des Erwerbsun—

fähigen — als Sicherung für den Unterhalt der Familie —
nicht durch den Tod, sondern unabhängig vom Tode schon

aus anderen Gründen wegf'allen°

Nach allem hat die Klägerin zu 1) keinen Anspruch auf Wit-
wenbeihilfo, so daß ihre Revision gegen das Urteil des

Berufungsgerichts keinen Erfolg_haben konnte°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs„ 1 SGG°
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